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BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK

Gerd Zika

„Beschäftigungsförderung durch Rechtsänderung: 
Aktuelle Beispiele“ -  eine Korrektur

ln dem Artikel „Beschäftigungsförderung durch 
Rechtsänderung: Aktuelle Beispiele“1 werden die Ar
beitsmarkteffekte einiger ausgewählter Rechtsände
rungen (eingeschränkte Lohnfortzahlung, Lockerung 
des Kündigungsschutzes, Zulassung privater Arbeits
vermittlung und höherer Steuerabzug für Haushalts
hilfen) untersucht. Anlaß dieser Korrektur sind die 
Aussagen zur Arbeitsmarktwirkung einer Kürzung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die im angespro
chenen Artikel stark überschätzt wurden.

Die Neufassung des Entgeltfortzahlungsgesetzes 
sieht für den Arbeitnehmer im Krankheitsfall eine Wahl
möglichkeit zwischen den Varianten Kürzung der Ar
beitsentgeltfortzahlung und Anrechnung auf den Erho
lungsurlaub vor, so daß für die Analyse der Arbeits
marktwirkungen beide Alternativen geprüft werden 
müssen. Die volkswirtschaftlichen Effekte einer Kürzung 
der Entgeltfortzahlung werden hierfür mit denen einer 
Lohnzurückhaltung verglichen, sinkt doch bei gleicher 
Arbeitszeit das durchschnittliche Bruttoentgelt des 
Arbeitnehmers. Die Kürzung der Lohnfortzahlung führt 
für die Unternehmen zu einer einmaligen Reduktion 
des Kostenniveaus, die im weiteren Zeitverlauf beibe
halten wird, und nicht zu einer kontinuierlichen Absen
kung, wie im obengenannten Artikel unterstellt wurde.

Unter der Annahme, daß die Neufassung keinen Ein
fluß auf den Krankenstand hat, ist auch in Zukunft je
der Arbeitnehmer im Jahr durchschnittlich rund zehn 
Arbeitstage arbeitsunfähig, was bei 220 Arbeitstagen 
im Jahr zu einer Kürzung seines durchschnittlichen 
Bruttoentgelts um rund 0,9% führt. Somit sind die Ar
beitsmarktwirkungen der Kürzung der Lohnfortzahlung 
mit denen einer einmaligen Zurückhaltung beim 
Tariflohnwachstum um ca. 0,9% vergleichbar. Im ange
sprochenen Artikel wird jedoch die dauerhafte Zurück
haltung beim Tariflohnwachstum zum Vergleich heran
gezogen, die -  bezogen auf die Referenzentwicklung -  
für die Unternehmen ceteris paribus im Jahr 2005 eine 
Kostenersparnis von ca. 7,8% mit sich bringt. Bei der 
einmaligen Lohnzurückhaltung belaufen sich die Be
schäftigungseffekte damit nach zwei Jahren zwar 
ebenfalls auf +38000 Erwerbstätigen, nach neun Jah
ren ist jedoch nur noch mit einer wesentlich geringeren 
Zunahme der Beschäftigung um rund +20000 (statt 
bisher +400000) zu rechnen.

Die Anrechnung der krankheitsbedingten Fehlzeiten 
auf den Erholungsurlaub (Variante 2) führt gesamtwirt
schaftlich zu einer längeren effektiven Arbeitszeit bei 
gleichem Bruttoentgelt und ist somit vergleichbar mit 
einer Arbeitszeitverlängerung bei gleichem Monats
lohn. Wie in dem obengenannten Aufsatz ausführlich 
erläutert wird, ergibt sich bei dieser Variante nach ei
nem Jahr ein negativer Effekt für den Arbeitsmarkt in 
einer Größenordnung von -160000 Erwerbstätigen. 
Erst nach Ablauf von rund zwei Jahren werden sich 
aufgrund der Kostenentlastung bei den Unternehmen 
diese negativen Folgen für die Beschäftigung ab
schwächen und innerhalb von acht Jahren auf ca. 
-60000 reduzieren.

Ein abschließendes Urteil über die Beschäftigungs
wirkung der Neufassung des Entgeltfortzahlungsge
setzes läßt sich -  wegen der noch kurzen Gültigkeit -  
weiterhin nicht bilden. Die potentiellen Beschäfti
gungseffekte, die u.a. vom Anteil der Arbeitnehmer, die 
sich für eine Anrechnung auf den Erholungsurlaub ent
scheiden, aber auch von der tatsächlichen Höhe der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall abhängen, fallen nun 
jedoch weitaus geringer aus. Aus der Sicht des Ar
beitsmarktes ist dennoch der Variante Kürzung der 
Entgeltfortzahlung der Vorzug zu geben. Bei der 
Beurteilung der Ergebnisse muß berücksichtigt wer
den, daß in den bisherigen Rechnungen eine unverän
derte Zahl an krankheitsbedingten Fehlzeiten unter
stellt wurde. Eine Reduktion der Zahl der Krankheits
tage würde die effektive Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
erhöhen und sich damit negativ auf die Beschäftigung 
auswirken.

Potentielle Beschäftigungseffekte1 der 
Neufassung des Entgeltfortzahlungsgesetzes

Erwerbstätige in 1000

1 Gebietsstand: Westdeutschland; bei im Vergleich zu 1996 unver
ändertem Krankenstand.

Die seit Inkrafttreten der Neufassung neu abge
schlossenen Tarifregelungen sicherten dem Arbeitneh
mer weiterhin 100% seines Arbeitsentgeltes zu. Dazu 
waren jedoch oft Zugeständnisse seitens der Gewerk
schaften notwendig, etwa bei der Höhe der Tariflohn
steigerungen, bei der Bewertung des Samstages als 
Regelarbeitstag oder bei der Festlegung der Bemes
sungsgrundlage des Arbeitsentgeltes (Überstunden 
werden nicht mehr berücksichtigt). In welchem Umfang 
es somit aufgrund der Gesetzesänderung zu einer 
Kostenentlastung für die Unternehmen gekommen ist 
bzw. welche Beschäftigungseffekte sich daraus erge
ben haben, ist letztendlich nicht bezifferbar. Eine 
Quantifizierung wäre nur möglich, wenn Informationen 
existieren würden, welche Tarifverträge ohne die 
Neufassung des Entgeltfortzahlungsgesetzes abge
schlossen worden wären.
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